
Branchen-News aus der Welt des Rechts
Events der Woche

Unter der fachlichen Leitung von
Rechtsanwalt Thomas Haberer,

Partner bei KWR Karasek Wietrzyk
Rechtsanwälte, fand Mitte Novem-
ber zum zweiten Mal die Jahresta-
gung Konzernrecht im Rahmen der
Manz Rechtsakademie statt. Das
hochkarätige Vortragendenteam
umfasste auch die Rechtsanwälte
Gerold Wietrzyk, KWR, Ralf Pe-
schek, Wolf Theiss, Melanie Habe-
rer, Taufner-Huber-Haberer, Barba-
ra Kuchar,KWR, Sonja Dürager, BPV
Hügel, sowie die ProfessorenMartin
Winner, WU Wien, Thomas Ratka,
Donau-Universität Krems, und
GeorgEckert,Universität Innsbruck,
und widmete sich aktuellen sonsti-
gen Fragen des Konzernrechts.

Mitte November fand die erste
M&A-D-A-CH-Konferenz in

München statt. Über 80 Experten
diskutierten die neuesten Trends.
Die Organisatoren der ersten länder-
übergreifenden Konferenz zu die-
sem Thema waren PHH-Partner Rai-
ner Kaspar (Wien), Metis-Partner

Felix Dette (Frankfurt) und Senior
Associate Moritz Maurer, Niederer
Kraft Frey (Zürich). Mit der Reso-
nanz der Teilnehmer zeigten sich die
drei Organisatoren mehr als zufrie-
den.

Die Wirtschaftskanzlei Binder
Grösswang hatte am Donnerstag

im Rahmen der Fintech Week zur
Podiumsdiskussion „Aufsichtsrecht

als Hemmschuh für Fintechs?“ in
die eigenen Räumlichkeiten gela-
den. Georg Hauer, General Manager
D-A-CH-Region von N26, Wikifolio-
Gründer Andreas Kern, Thomas
Niss, Gründer von Own Austria, und
Carina Wolf, Chief Legal Officer von
Bitpanda, diskutierten unter der
Moderation von CorinnaMilborn die
Rahmenbedingungen für Fintechs.
Die Binder-Grösswang-Partner Mi-

chael Kutschera und Stephan He-
ckenthaler eröffneten die Diskus-
sion mit ihren Eingangsstatements.

Deals der Woche

Die Kanzlei CMS Reich-Rohrwig
Hainz hat den Verpackungs-

dienstleister Alpla beim Erwerb von
zwei Recyclingunternehmen in Spa-
nien beraten. Das österreichische

CMS-Team unter der Federführung
von Partner Alexander Rakosi be-
stand weiters aus den Associates
Florian Mayer, Christoph Birner
und Marco Selenic, alle Corporate/
M&A, Partner Dieter Zandler und
Associate Ruth Bittner, beide Wett-
bewerbsrecht, und Legal Assistant
Matthias Emich, Corporate/M&A.

Die Kanzlei Wolf Theiss beriet die
Raiffeisenlandesbank Vorarlberg

bei ihrer Emission einer 300 Millio-
nen Euro Anleihe. Die rechtliche
Transaktionsabwicklung erfolgte
durch das Wolf-Theiss-DCM-Team
unter der Leitung von Partner Alex
Haas, der dabei von Senior Associate
Nikolaus Dinhof, Associate Sebas-
tian Prakljacic und Legal Intern Ra-
litza Pangeva unterstützt wurde.
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Hochkarätige Vortragende bei der
Jahrestagung Konzernrecht. [ Beigestellt ]

Alexander Rakosi leitete des CMS-
Team beim Alpla-Deal. [ Beigestellt ]

Partner AlexHaas stand demRaiffei-
sen-Deal vor. [ Beigestellt ]
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Verkehrssünden
machen noch
keinen Video-Star
Recht am Bild. Ein Linzer Fall zeigt, wie
problematisch Handy-Videos werden können.

VON MARKUS GADERER
UND JULIA WAGNER

Linz. Smartphones machen es
möglich. Zu jeder Zeit und bei je-
der Gelegenheit kann man der
Nachwelt nicht nur bloß verfängli-
che Nachrichten hinterlassen, son-
dern auch Fotos und Videos auf-
nehmen und diese in Sekunden-
schnelle mit Freunden oder der
ganzen Welt via WhatsApp, Face-
book und Co. teilen. Dabei können
Fotos und Videos eine hohe Ein-
griffsintensität für die jeweils abge-
bildeten Personen aufweisen. Und
sie verleihen – gewollt oder nicht –
dem Urheber der digitalen Auf-
nahme eine gewisse Macht über
den Abgebildeten.

So auch kürzlich im Fall der
49-jährigen Linzerin, die im städti-
schen Frühverkehr vier Verkehrs-
unfälle verursachte und dabei per
Handykamera gefilmt wurde. Wel-
chen Weg das Video dann immer
genommen haben mag, es verbrei-
tete sich jedenfalls viral und zwar
so rasant, dass es auf vielen Han-
dys zu finden war, noch bevor in
den Tagesnachrichten darüber be-
richtet werden konnte. Aber ist das
in Ordnung? Denn in die Aufnah-
me und anschließende Verbrei-
tung eingewilligt haben die Betrof-
fenen offenkundig nicht.

Es geht um das Recht am eige-
nen Bild. Dieses ist Teil der Per-
sönlichkeitsrechte, die jedermann
zustehen. In Österreich ist dieses
Recht in § 78 des Urheberrechtsge-
setzes (UrhG) verankert. Schutz-
objekt ist nicht der „Schnapp-
schuss“ an sich, sondern das „be-
rechtigte Interesse“ der abgebilde-
ten Person, wenn sie als solche –
wenn auch nur bei flüchtiger Be-
trachtung – im Bild erkennbar ist.

Und obwohl bereits das foto-
grafische Festhalten vom Abgebil-
deten als unangenehm und ein-

schränkend empfunden werden
kann, ist das bloße Herstellen
eines Fotos oder Videos (ohne Ver-
breitungsabsicht) nicht vom
Schutz des § 78 UrhG umfasst.
Sondern es ist – im Gegensatz etwa
zu Deutschland – grundsätzlich
zulässig.

Nur „grundsätzlich“, weil die
Rechtsprechung anerkennt, dass
unter besonderen Umständen
auch die bloße Bildaufnahme aus
dem allgemeinen Persönlichkeits-
recht des § 16 des Allgemeinen
Bürgerlichen Gesetzbuchs (ABGB)
abgeleitete „berechtigte Interesse“
des Abgebildeten verletzen kann.
Kann der Fotograf kein oder ein
bloß geringes Interesse an der Auf-
nahme vorweisen und erfolgte die
Aufnahme noch dazu nur „zur Be-
lustigung“, um etwa den Abgebil-
deten zu ärgern, so kann bereits
das Anfertigen dieses Bildes
rechtswidrig sein (OGH, 6 Ob
256/12h).

Interessensabwägung nötig
§ 78 UrhG lässt sogar die Verbrei-
tung, also die Veröffentlichung,
von Aufnahmen zu, außer „be-
rechtigte Interessen“ des Abgebil-
deten werden hierdurch verletzt.
Bildnisschutz ist demnach kein ab-
solutes Recht, sondern nur Inte-
ressenschutz. Die Interessen des
Abgebildeten sind mit den Interes-
sen des „Verbreiters“ abzuwägen.
Wird mit der Veröffentlichung das
Privatleben der betroffenen Person
in der Öffentlichkeit preisgegeben,
ist diese entwürdigend oder herab-
setzend oder dient Werbezwecken,
wird das berechtigte Interesse der
Betroffenen in der Regel verletzt
(Politiker und andere „public fi-
gures“ ausgenommen).

In der Interessensabwägung
spielt die Erkennbarkeit der betrof-
fenen Person eine wesentliche
Rolle, je weniger deutlich diese zu

identifizieren ist, desto geringer ist
auch die Beeinträchtigung zu wer-
ten. Und es ist darauf abzustellen,
ob die Aufnahme gezielt erfolgte –
oder ob die abgebildete Person
rein zufällig, z. B. beim Fotografie-
ren einer Sehenswürdigkeit, dem
Fotografen vor die Linse tritt.

Wird eine Person nur zufällig
in eine Aufnahme miteinbezogen,
so muss dieser Umstand von ihr
eher hingenommen werden. Da-
neben kann eine konkret gewählte
Darstellung, z. B. ein bloßstellen-
der Begleittext zum Foto, berech-
tigte Interessen verletzen. Auch die
Art der Verbreitung und der Rah-
men sind zu berücksichtigen
(OGH 4 Ob 216/13p).

Unter diesen Prämissen ver-
wundert es nicht, dass zum Bei-
spiel das zustimmungslose Ver-
breiten von Nacktbildern der ehe-
maligen Freundin in einer Whats-
App-Gruppe nach einer deutschen
Entscheidung in die Persönlich-
keitsrechte der Abgebildeten ein-
greift (OLG Oldenburg 13 U
70/17). Bildaufnahmen einer am
Eingang eines Unternehmens an-
gebrachten Überwachungska-
mera, um vor unbefugten Zutritten
zu schützen und Sachbeschädi-
gungen, Diebstählen und Ähnli-

chem entgegenzuwirken, sind hin-
gegen grundsätzlich erlaubt.

Die zitierte deutsche OLG-Ent-
scheidung ist für den Linzer Fall
aber schon deswegen interessant,
weil dabei nicht der Ex-Freund, der
die Aufnahmen an seine neue
Freundin sandte, der Beklagte war,
sondern jene Person, die die per
WhatsApp erhaltenen Fotos wie-
derum eigenständig per WhatsApp
an andere weiterleitete.

Nacktfoto anders als Autounfall
Die Gretchenfrage ist, ab wann eine
Verbreitung öffentlich wird und
wann eine Verbreitung die Privat-
sphäre verlässt. Die Antwort darauf
kann nur einzelfallbezogen gege-
ben werden, und vor allem ist dabei
die Interessensabwägung einzube-
ziehen.

Sie ist bei der Weiterleitung von
Nacktfotos anders zu beurteilen als
bei der Weiterleitung eines Videos
über einen Autounfall, in dem das
Gesicht der betroffenen Lenkerin
nur kurz im Profil zu sehen ist. Im
ersten Fall wird schon die erste
Weiterleitung an einen einzigen
Dritten in die berechtigten Interes-
sen der Abgebildeten eingreifen; im
zweiten Fall erst das weitere mas-
senhafte Weiterleiten an einen qua-

si uneingeschränkten Empfänger-
kreis.

Solche Bild- oder Videoveröf-
fentlichungen bergen auch daten-
schutzrechtliche Aspekte in sich.
Zum Grundsatz, dass jeder einen
Anspruch auf Geheimhaltung der
ihn betreffenden (Bild-)Daten hat,
kommt im Linzer Fall hinzu, dass
die konkrete Aufnahme ein (ver-
waltungs-)strafrechtlich relevantes
Verhalten zeigt. In einem solchen
Fall ist laut Datenschutzgesetz
(§ 4 Abs 3) zu berücksichtigen, dass
das Risiko einer diskriminierenden
Verwendung bei der Verarbeitung
solcher Daten als hoch anzusehen
ist. Die Veröffentlichung der Auf-
nahme im Linzer Fall wäre daher
ebenso unter datenschutzrechtli-
chen Aspekten wohl unzulässig.

Klagen und Strafen drohen
Wer das aktuelle Linzer Video ille-
gal verbreitet, muss also neben Un-
terlassungs- und Schadenersatzkla-
gen auch mit einer allenfalls emp-
findlichen Verwaltungsstrafe nach
dem Datenschutzgesetz rechnen.

Rechtsanwalt Mag. Markus Gaderer LL.M.
leitet das IT-/IP-Department bei Haslinger/
Nagele Rechtsanwälte, Mag. Julia Wagner ist
Juristin ebendort.

Ein Video ist mit dem Smartphone schnell gemacht. Aber nicht immer darf man es weiterverbreiten. [ Bloomberg/ Xaume Olleros]


